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1. Viele Frauen haben aufgrund der 
Kinderbetreuung weniger gear-
beitet beziehungsweise schlech-
ter bezahlte Berufe ausgeübt. 

Wir fordern daher in unserem 
Programm die Vollendung der 
Mütterrente. 

Zugleich wollen wir die Er-
werbstätigkeit fördern und die Be-
treuungsinfrastruktur ausbauen.

2. Nachhaltige E� ekte auf das Kli-
ma lassen sich nur dann erzielen, 
wenn wir klimafreundliche und wirt-
schaftliche Technologien entwi-
ckeln und diese weltweit exportie-
ren. 

Dabei setzen wir auf Anreize. 
Unser Ziel lautet: Treibhausgas-
neutralität bis 2045. 

3. Die zunehmende Spaltung der 
Gesellschaft gefährdet sowohl den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
als auch die Stabilität und damit 
auch unseren Wohlstand und die 
Erreichung guter Ziele, wie zum 
Beispiel den Schutz des Klimas. 

1. Gefordert sind hervorragende 
Kinderbetreuungsangebote ab 
dem ersten Lebensjahr und Ganz-
tagesschulangebote für alle. So 
gibt es echte Wahlfreiheit für Fami-
lien und Alleinerziehende können 
Kinder und Beruf miteinander in 
Einklang zu bringen. Für die jetzi-
gen Rentnerinnen sollten niedrige 
Renten ohne eigenen Antrag auf 
das Niveau der Grundsicherung im 
Alter angehoben werden.

2. Für die Pariser Klimaziele wollen 
wir über einen europäischen CO2-
Zertifi katehandel die dafür nötige 
Reduzierung des CO2-Ausstoßes 
regeln. Regional sind wichtig: der 
Ausbau der erneuerbaren Energi-
en, die Etablierung einer dezentra-
len Energieversorgung sowie der 
Ausbau des ÖPNV.

3. Durch Forschung und Innovati-
on Wirtschaftswachstum und Kli-
maschutz in Einklang bringen.
Schnelles Internet und Nutzung 
der Chancen der Digitalisierung.

1. Der beste Weg gegen Alters-
armut sind die volle Mütterrente, 
die Absicherung des Rentenni-
veaus und die Bezahlung eines 
Mindestlohns von wenigstens 
zwölf  Euro. 

Für die jüngeren Beitragszah-
ler  soll es eine Haltelinie bei der 
Höhe der Beiträge geben.

2. Wir brauchen ein Jahrzehnt 
des entschlossenen Ausbaus der 
erneuerbaren Energien. 

Beim Ausbau der Stromnetze 
und Speichermöglichkeiten ist 
mehr Tempo erforderlich.

Das Gleiche gilt für Wasser-
sto�  eitungen, Bahnstrecken und 
Ladesäulen für E-Autos. 

Die Klimapolitik muss sozial 
abgefedert werden.

3. Die Themenfelder Digitalisie-
rung und Klimapolitik müssen 
Chefsache werden. 

Das hat unser Kanzlerkandi-
dat Olaf Scholz zu Recht ange-
kündigt.

1. Bei Rentnerinnen beruht dies auf 
den Lebensläufen. Zwar werden 
bei dem sog. Gender-Pay-Gap 
Äpfel mit Birnen verglichen, aber 
Erziehungszeiten müssen defi nitiv 
bei der Rente angerechnet wer-
den. Dass unsere Gesellschaft kin-
derfeindlich ist, liegt zu einem Gros 
an den 68ern.

2. Auch ich bin für Umweltschutz 
und E�  zienz-Innovation als einen 
Aspekt unter mehreren. Es kann 
aber nicht sein, dass dies geradezu 
als Religionsersatz total gesetzt 
wird. Freiheit für Personen und 
Wirtschaft wurde lange erkämpft. 
Nein zu Klimatotalitarismus.

3. Mut zur Wahrheit. Die Lock-
down-Krise aufarbeiten. Deutsche 
Interessen gegenüber der EU und 
anderen Staaten endlich wieder 
vertreten. Daran ist nichts Unred-
liches. Wir müssen feststellen, wer 
sich derzeit in unserem Land auf-
hält. Seit 2015 gibt es keinen Über-
blick hierzu.

1. Hier würde ich zwei Dinge her-
vorheben. Zum einen eine An-
hebung des Mindestlohns bei 
gleichzeitigem Abbau der ge-
schlechtsspezifi schen Lohnun-
terschiede, genauso wie die Wür-
digung von bisher unbezahlter 
Carearbeit wie Kinderbetreuung, 
häusliche Altenpfl ege oder Fami-
lienarbeit.

2. Neben dem schnellstmög-
lichen Kohleausstieg muss kon-
sequenterweise der Erdgasaus-
stieg folgen. Dementsprechend 
müssen aber auch die Flächen-
regelungen für erneuerbare 
Energien ziemlich zügig nachge-
bessert werden. 

3. Da gibt es viele Sachen aufzu-
zählen. 

Besonders wichtig wären 
mir persönlich jedoch die stär-
kere Anbindung der ländlichen 
Gemeinden an den ö� entlichen 
Nahverkehr, sowie dringende Re-
formen im Bereich der Pfl ege.

1. Die meist von Frauen geleistete 
Kinderbetreuung, häusliche Al-
tenpfl ege oder Familienarbeit 
stärker anrechnen, Minijobs in 
Sozialversicherungspfl icht über-
führen, die unterschiedliche Be-
zahlung von Männern und Frau-
en  beenden, „Frauenberufe“ 
besser vergüten, Steuerpolitik 
anpassen sowie den Mindest-
lohn anheben. 

2. Sofort starten: Ausbau erneu-
erbare Energien, Weiterentwick-
lung Speichertechnologie, regio-
nale Kreisläufe, CO2-Bepreisung, 
sozialen Ausgleich scha� en mit 
dem Energiegeld, Divestment für 
staatliche Anlagen. 

3. Die Prioritäten: Um Klimaziele 
zu erreichen und sozialen Aus-
gleich zu scha� en, dazu: Transpa-
renz mit O� enlegung der Abge-
ordnetenkontakte & Lobbyregis-
ter, Demokratiefördergesetz, die 
Beteiligung aller am Gemeinwohl, 
Kinderrechte, …

teilsanspruch entgegengehalten 
werden kann.

Die Au� assung des Gerichts 
überzeugt, da der Pfl ichtteil als 
grundrechtlich geschützte Min-
destteilhabe im Nachlass – so 
auch das Bundesverfassungsge-
richt – nicht durch Anordnungen 
des Erblassers ausgehöhlt wer-
den darf. 

Ähnlich verhält es sich auch 
bei der Anordnung von Ver-
mächtnissen. Durch die Anord-
nung derartiger Zuwendungen 
an Dritte kann ein Erblasser den 
Pfl ichtteilsanspruch nicht kürzen. 
Der Anspruch auf den Pfl ichtteil 
hat Vorrang vor etwaigen Auf-
lagen oder Vermächtnissen.

Ihr Recht am Sonntag
Neues aus dem Erbrecht

Anzeige

Rechtstipp:

Will der Erblasser den Pflichtteil 
durch die Kosten einer Grab-
pflege reduzieren, ist er nach 
aktueller Rechtlage gehalten, 
noch zu Lebzeiten eine entspre-
chende Verbindlichkeit einzu-
gehen. 

Hierbei ist ihm zu raten, dass 
er in dem Grabpfl egevertrag 
die ordentliche Kündigung des 
Vertrages durch die Erben aus-
schließt. 

Der Fall zeigt einmal mehr, 
dass es sich empfi ehlt, den 
Rechtsrat eines Notars oder 
Rechtsanwalts bei der Testa-
mentsgestaltung einzuholen.

In einer Entscheidung vom 
26.05.2021 hat der BGH (IV ZR 
174/20) festgestellt, dass Grab-
pfl egekosten keine Nachlassver-
bindlichkeiten im Sinn von § 1968 
BGB sind.

Die Rechtsprechung di� e-
renziert bereits seit langem im 
Bereich der Beerdigungskosten 
zwischen den tatsächlichen Kos-
ten der Beisetzung einschließlich 
der Kosten der erstmaligen Her-
richtung der Grabstätte auf der 
einen Seite und andererseits den 

laufenden Kosten der Grabpfl e-
ge, da die laufenden Kosten der 
Grabpfl ege nicht aus einer recht-
lichen, sondern einer sittlichen 
Pfl icht der Erben resultieren.

An dieser Beurteilung ändern 
auch etwaige ö� entlich-recht-
liche Bestimmungen einer Fried-
hofssatzung nichts, denn derar-
tige Verpfl ichtungen tre� en nicht 
zwingend die Erben, sondern die 
Totenfürsorgeberechtigten, die 
mit den Erben nicht personeni-
dentisch sein können.

Warum tri� t der BGH diese 
Aussage? Es geht im Kern um 
das Pfl ichtteilsrecht. Der Pfl icht-
teil sichert nahen Angehörigen 
eine gesetzliche Mindestbetei-

ligung am Nachlass und setzt 
insoweit der Testierfreiheit Gren-
zen. Pfl ichtteilsberechtigt können 
Kinder des Erblassers, aber auch 
Eltern und Ehegatten sein, wenn 
sie durch Testament von der 
Erbfolge ausgeschlossen sind (§ 
2303 BGB). Werden sie vom Erbe 
ausgeschlossen, haben sie einen 
Anspruch auf den Pfl ichtteil. 

Im vorliegenden Fall ordne-
te der Erblasser an, dass seine 
testamentarischen Erben über 
einen Zeitraum von 20 Jahren die 
Grabpfl ege durchführen müssen. 
Hiernach handelt es sich zwar um 
eine Nachlassverbindlichkeit (§ 
1967 Abs. 2 BGB), allerdings nicht 
um eine solche, die dem Pfl icht-
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Fachanwalt für Insolvenzrecht,
Zertifi zierter Testaments-
vollstrecker (AGT),
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95444 Bayreuth
Telefon 0921/75933-0
Telefax 0921/75933-50
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Bundestagswahl: Drei Fragen an die Kandidaten

Briefwahlunterlagen. Der Wahl-
brief muss bis spätestens 26. 
September 2021, 18:00 Uhr, 
beim Wahlamt der Stadt Bay-
reuth eingegangen sein. Die Ab-
gabe des Wahlbriefs in einem der 
Wahlräume der einzelnen Wahl-
bezirke im Stadtgebiet am Wahl-
sonntag ist nicht möglich. 

Quelle: www.bayreuth.de 

BAYREUTH. Die Bundestags-
wahl dient der Bestimmung der 
Abgeordneten des Deutschen 
Bundestags. Sie fi ndet grund-
sätzlich alle vier Jahre statt. Der 
Termin einer Bundestagswahl 
wird vom Bundespräsidenten in 
Absprache mit der Bundesre-
gierung und den Ländern fest-
gelegt. Näheres wird vom Bun-
deswahlgesetz bestimmt. Der 
Wahlkreis 237 Bayreuth um-
fasst die Stadt Bayreuth, den 
Landkreis Bayreuth sowie eini-
ge Gemeinden des Landkrei-

ses Forchheim. In der Stadt Bay-
reuth waren bei der jüngsten 
Bundestagswahl vom 24. Sep-
tember 2017 rund 57.200 Wahl-
berechtigte aufgerufen, ihre 
Stimme abzugeben. Sofern die 
Wähler am Wahltag nicht im 
Wahlraum des Wahlbezirks wäh-
len können (z. B. aufgrund einer 
Erkrankung oder einer berufs- 
oder urlaubsbedingten Abwe-
senheit) gibt es auch die Mög-
lichkeit, per Briefwahl an der 
Wahl teilzunehmen. Hierzu be-
nötigt man einen Wahlschein mit 

BAYREUTH. Am Sonntag, 26. 
September, fi ndet die Wahl zum 
20. Deutschen Bundestag statt.

Von 8 bis 18 Uhr darf dann 
gewählt werden. Bayreuth ist in 
41 allgemeine Wahlbezirke ein-
geteilt. Hinzu kommen weitere 31 

Briefwahlbezirke. In den Wahlbe-
nachrichtigungen sind der Wahl-
bezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem die Wahlberechtigten 
wählen können. Die Bayreuther 
haben die Wahl zwischen zehn 
Direktkandidaten. Wir haben bei 
unserer Umfrage diejenigen Par-
teien berücksichtigt, die bereits 
im Bundestag vertreten sind. In 
dieser Ausgabe starten wir in die 
Runde 3 mit unseren Fragen:

1. Auch im Raum Bayreuth 
nimmt die Altersarmut zu, 
vor allem Frauen sind hier-

von betro� en. Wie lässt 
sich hier Generationen- und 
Geschlechtergerechtigkeit 
herstellen?

2. Der Klimawandel ist ein es-
senzieller Punkt künftiger 
Politik. Welche Maßnahmen 
müssen umgehend einge-
leitet werden, welche lang-
fristig?

3. Gibt es etwas, das sich in 
der Bundespolitik in den 
kommenden vier Jahren 
grundlegend ändern muss?
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